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HESSISCHES MINISTERIUM FÜR SOZIALES UND INTEGRATION

Richtlinien zur Durchführung des Heilpraktikergesetzes

1. Erforderlichkeit der Erlaubnis

Wer die Heilkunde ausüben will, ohne als Ärztin oder Arzt appro-
biert oder Inhaber einer Erlaubnis im Sinne des § 2 Abs. 2 und 
§ 10 der Bundesärzteordnung zu sein, bedarf der Erlaubnis nach 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die berufsmäßige Ausübung der 
Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz).

In welchen Fällen die Heilkunde ausgeübt wird, ergibt sich aus 
§ 1 Abs. 2 des Heilpraktikergesetzes. Allerdings wird nach stän-
diger Rechtsprechung die Heilkunde nur dann ausgeübt, wenn die 
Tätigkeit nach allgemeiner Auffassung ärztliche beziehungsweise 
medizinische Fachkenntnisse erfordert.

Dies ist vom Ziel, von der Methode und der Art der Tätigkeit ab-
hängig, wobei bereits die Beurteilung, ob die konkrete Behandlung 
begonnen werden darf, solche Fachkenntnisse erfordern kann.

2. Erlaubnisvoraussetzungen

2.1 Verfassungskonforme Anwendung

Die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis zur Aus-
übung der Heilkunde nach § 2 des Heilpraktikergesetzes und § 2 
der Ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz über die berufs-
mäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktiker-
gesetz – HeilprGDV 1), sind verfassungskonform unter Berück-
sichtigung der hierzu ergangenen höchstrichterlichen Rechtspre-
chung auszulegen und anzuwenden.
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2.2 Rechtsanspruch

Jede Person hat, soweit sie nicht als Ärztin oder Arzt zuge-
lassen ist, einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Erlaubnis, 
wenn sie die geltenden persönlichen Zulassungsvoraussetzun-
gen nach § 2 Abs. 1 Buchst. a, d, f, g und i HeilprGDV 1 erfüllt. 
Es empfiehlt sich dabei, die Prüfung der Voraussetzungen nach 
§ 2 Abs. 1 Buchst. i den übrigen Zulassungsvoraussetzungen vor-
zuziehen.

2.3 Zweckmäßigkeit

Die Zulassung einer antragstellenden Person zur Überprüfung 
ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten (Kenntnisüberprüfung) erscheint 
nicht zweckmäßig, wenn feststeht oder festgestellt werden kann, 
dass eines oder mehrere Hindernisse nach § 2 Abs. 1 Buchst. a, d, 
f und g HeilprGDV 1 einer Erlaubniserteilung entgegenstehen. In 
diesem Fall ist der Antrag bereits aus diesem Grund abzulehnen.

2.4 Persönliche Zuverlässigkeit

Ist die antragstellende Person vorbestraft, so ist zu prüfen, ob 
der Sachverhalt, welcher der Verurteilung zugrunde liegt, zu ne-
gativen Rückschlüssen auf deren persönliche Zuverlässigkeit im 
Hinblick auf § 2 Abs. 1 Buchst. F HeilprGDV 1 zwingt. Als unzu-
verlässig in diesem Sinne ist eine antragstellende Person anzuse-
hen, wenn sie keine ausreichende Gewähr dafür bietet, ihren Be-
ruf ordnungsgemäß unter Beachtung aller in Betracht kommenden 
Vorschriften und Berufspflichten und insbesondere ohne Strafta-
ten zu begehen, auszuüben und sich dadurch Gefahren für die 
Allgemeinheit oder die von ihr behandelten Patienten ergeben.

eines Systems nach § 18 Abs. 1 Verpackungsgesetz

Die nachfolgend abgedruckte Entscheidung über die Genehmi-
gung eines Systems nach § 18 Abs. 1 Verpackungsgesetz (Ver-
packG) ist aufgrund der öffentlichen Bekanntgabe in mehreren 
überörtlichen hessischen Tageszeitungen am 13. Dezember 2019 
wirksam geworden:

Öffentliche Bekanntgabe der Genehmigung eines Systems 
nach § 18 Abs. 1 Verpackungsgesetzes

Auf den Antrag der RK Recycling Kontor GmbH & Co. KG, Walt-
herstraße 49-51, 51069 Köln (nachstehend Antragstellerin) vom 
6. Februar 2018, beim Hessischen Ministerium für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwir tschaf t und Verbraucherschutz (nachste-
hend HMUKLV), eingegangen am 9. Februar 2018, präzisiert mit 
Schreiben vom 8. Februar 2019, letztmalig ergänzt mit E-Mail vom 
4. November 2019, ergeht nach § 18 Abs. 1 VerpackG folgender 
Bescheid:

I. Der Betrieb der Antragstellerin als System nach VerpackG 
wird genehmigt. Es wird festgestellt, dass die Antragstellerin 
auf dem Gebiet des Landes Hessen ein System eingerichtet 
hat, das eine regelmäßige Abholung gebrauchter Verkaufs-

Pappe, Karton, Glas und Getränkekartonverpackungen sowie 
sonstigen Verbunden beim privaten Endverbraucher oder in 

II. Die sofortige Vollziehung des Bescheides wird angeordnet.

gegeben.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in Wiesbaden, Mainzer 
Straße 124, 65189 Wiesbaden, erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegen-
stand bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben werden. 

1019

Wasserrechtliche Anerkennung nach Abwassereigenkont-
rollverordnung (EKVO);

-
richtungen und Drosselorgane

Die Firma Ingenieurbüro Reich und Heß, Ludwig-Erhard-Straße 
12 in 34131 Kassel wird nach § 11 EKVO weiterhin widerruflich als 
Prüfstelle für Durchflussmesseinrichtungen und Drosselorgane in 
Hessen anerkannt.

Die Anerkennung ist befristet bis zum 28. Februar 2025.

Wiesbaden, den 6. Dezember 2019

Hessisches Landesamt für 
Naturschutz, Umwelt und Geologie 
W2-D-203-1081-2019

StAnz. 52/2019 S. 1384
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Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt 
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.

Auslegung

Eine Ausfertigung des Bescheides mit Nebenbestimmungen und 
Begründung liegt in der Zeit vom 16. Dezember 2019 bis 24. Ja-
nuar 2020 beim Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Mainzer Straße 80, 65189 
Wiesbaden, Zimmer E 06.05 (6. Stock), während der Dienstzei-
ten zur Einsicht aus.

Wiesbaden, den 9. Dezember 2019

Hessisches Ministerium für Umwelt, 
Klimaschutz, Landwirtschaft und  
Verbraucherschutz
II1 – 100a 12.19

StAnz. 52/2019 S. 1384
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Eine Bindung an die Verurteilung einer antragstellenden Person 
durch ein Strafgericht besteht gleichwohl nicht. Mit Zustimmung 
der antragstellenden Person können bei der Polizei beziehungs-
weise bei der Staatsanwaltschaft Daten über schwebende oder 
eingestellte Strafverfahren erhoben werden, soweit dies für die 
Überprüfung der Zuverlässigkeit der antragstellenden Person er-
forderlich ist.

2.5 Auslegungshinweise

Hinsichtlich § 2 Abs. 1 HeilprGDV 1 ist insbesondere Folgendes 
zu beachten:

2.5.1 Staatsangehörigkeit

§ 2 Abs. 1 Buchst. b HeilprGDV 1 (deutsche Staatsangehörigkeit) 
ist nichtig. Die Zulassung zur Überprüfung von antragstellenden 
Personen, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
erfolgt daher unter denselben Voraussetzungen wie für antrag-
stellende Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.

2.5.2 Zuverlässigkeit

Die „sittliche Zuverlässigkeit“ im Sinne des § 2 Abs. 1 Buchst. f H
eilprGDV 1 ist als berufliche Zuverlässigkeit zu verstehen, wes-
halb es darauf ankommt, ob die betreffende Person die Gewähr 
für eine ordnungsgemäße Ausübung der Heilkunde bietet.

2.5.3 Doppeltätigkeit

Das Verbot der Doppeltätigkeit nach § 2 Abs. 1 Buchst. h Heilpr
GDV 1 ist mit Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG nicht vereinbar und des-
halb nichtig.

3. Antragsunterlagen

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

 – ein Lebenslauf,

 – eine Geburtsurkunde oder ein Geburtsschein, bei Namensän-
derung eine entsprechende Urkunde,

 – ein amtliches Führungszeugnis, das nicht älter als drei Mo-
nate sein darf,

 – eine Erklärung darüber, ob gegen die Person ein gerichtliches 
Strafverfahren oder ein Ermittlungsverfahren anhängig ist,

 – eine ärztliche Bescheinigung, die nicht älter als drei Monate 
sein darf, wonach keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
die antragstellende Person in gesundheitlicher Hinsicht zur 
Ausübung des Berufes ungeeignet ist,

 – einen Nachweis über einen erfolgreichen Hauptschulabschluss 
oder einen anderen gleich- oder höherwertigen Schulab-
schluss,

 – eine Erklärung über bislang ohne Erfolg durchgeführte Versu-
che der Überprüfung (Datum und Ort), sofern die antragstel-
lende Person ab dem Inkrafttreten der neu gefassten Richtli-
nien einen oder mehrere Versuche erfolglos unternommen hat.

4. Kenntnisüberprüfung

4.1 Ziel

Ziel der Kenntnisüberprüfung ist es festzustellen, ob die Aus-
übung der Heilkunde durch die antragstellende Person nach § 2 
Abs. 1 Buchst. i HeilprGDV 1 eine Gefahr für die Gesundheit der 
Bevölkerung bedeuten würde. Sie dient somit der Abwehr von 
Gefahren für die Gesundheit der Bevölkerung und des einzelnen 
Menschen und stellt keine Prüfung im Sinne einer Leistungskon-
trolle zur Feststellung einer bestimmten Befähigung dar. Daher 
muss sie sich auf die Feststellung beschränken, ob der Stand der 
Kenntnisse und Fähigkeiten der antragstellenden Person Anhalts-
punkte dafür bietet, dass eine heilkundliche Tätigkeit durch sie zu 
einer Schädigung der menschlichen Gesundheit führen könnte.

4.2 Umfang

Die Kenntnisüberprüfung muss die wesentlichen Gegenstände 
umfassen, welche für eine solche Feststellung erheblich sind. 
Hierzu gehören notwendigerweise diejenigen fachlichen Grund-
lagenkenntnisse der Medizin, ohne deren Beherrschung heilkund-
liche Tätigkeiten mit Gefahren für die menschliche Gesundheit 
verbunden sein können. Ebenso sind die Kenntnisse der einschlä-
gigen gesundheitsrechtlichen Vorschriften zu überprüfen. Durch 
die Überprüfung muss insbesondere auch festgestellt werden kön-
nen, ob die antragstellende Person die Grenzen ihrer Fähigkeiten 
und der Handlungskompetenzen von Heilpraktikern klar erkennt, 
sich der Gefahren bei einer Überschreitung dieser Grenzen be-
wusst ist und bereit ist, ihr Handeln entsprechend einzurichten.

4.3 Gegenstände

In vorgenanntem Sinn sind unter Berücksichtigung der inhalt-
lichen Vorgaben Nr. 1.1.1 bis 1.6.5 der Leitlinien zur Überprü-
fung von Heilpraktikeranwärterinnen und -anwärtern nach § 2 

des Heilpraktikergesetzes in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Buch-
stabe i HeilprGDV 1 vom 7. Dezember 2017 (BAnz AT 22. Dezem-
ber 2017 B5, im Folgenden LEITLINIEN) und in Ergänzung um die 
inhaltlichen Vorgaben der LEITLINIEN folgende Inhalte Gegen-
stand der Überprüfung:

4.3.1 Berufs- und Gesetzeskunde einschließlich rechtlicher Gren-
zen der nicht ärztlichen Ausübung der Heilkunde,

4.3.2 Grenzen und Gefahren diagnostischer und therapeutischer 
Methoden der Heilpraktiker,

4.3.3 Grundkenntnisse der Anatomie, pathologischen Anatomie, 
Physiologie und Pathophysiologie,

4.3.4 Grundkenntnisse in der allgemeinen Krankheitslehre, Er-
kennung und Unterscheidung von Volkskrankheiten, insbesondere 
der Stoffwechselkrankheiten, der Herz-Kreislauf-Krankheiten, der 
Erkrankungen des Bewegungsapparats, der degenerativen und 
der übertragbaren Krankheiten, der bösartigen Neubildungen, 
der rheumatischen oder Autoimmunerkrankungen sowie sonsti-
ger schwerwiegender Erkrankungen mit erheblichen körperlichen 
Auswirkungen,

4.3.5 Grundkenntnisse psychischer Krankheiten,

4.3.6 Erkennung und Versorgung akuter Notfälle und lebensbe-
drohender Zustände,

4.3.7 Technik der Anamneseerhebung; Methoden der unmittel-
baren Krankenuntersuchung (zum Beispiel Inspektion, Palpation, 
Perkussion, Auskultation, Reflexprüfung, Puls- und Blutdruckmes-
sung),

4.3.8 Praxishygiene; Desinfektion und Sterilisation,

4.3.9 Kenntnisse der sich aus der Medizinprodukte-Betreiberver-
ordnung ergebenden Pflichten

4.3.10 Kenntnisse der Durchführung grundlegender invasiver 
Maßnahmen, insbesondere Injektions- und Punktionstechniken,

4.3.11 Deutung grundlegender Laborwerte,

4.3.12 Kenntnisse der grundlegenden medizinischen Fachtermi-
nologie.

4.4 Durchführung

4.4.1 Zur Vereinfachung des Antragsverfahrens sollten die Kennt-
nisüberprüfungen in der Regel nur zweimal im Jahr stattfinden.

4.4.2 Die Kenntnisüberprüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem mündlich-praktischen Teil. Die Teilnahme am münd-
lich-praktischen Überprüfungsteil setzt das Bestehen des schrift-
lichen Überprüfungsteils voraus.

4.4.3 Vor Beginn eines jeden Überprüfungsteils haben sich die 
antragstellenden Personen durch einen gültigen Personalausweis 
oder Reisepass auszuweisen. 

4.4.4 Die Vorgaben zur Durchführung (Nr. 2.2 bis 2.6), zum 
schriftlichen Teil der Überprüfung (Nr. 3), zum mündlich-prakti-
schen Teil der Überprüfung (Nr. 4) und zur Überprüfung bei An-
trag auf Erteilung einer sektoralen Heilpraktikererlaubnis (Nr. 5) 
der LEITLINIEN sind zu beachten. 

4.5 Schriftlicher Teil

4.5.1 Der schriftliche Teil der Kenntnisüberprüfung wird vor dem 
mündlich-praktischen Teil durchgeführt. Der schriftliche und der 
mündlich-praktische Teil stellen eine Einheit dar; bei Nichtbeste-
hen eines Teils gilt die gesamte Überprüfung als erfolglos ab-
gelegt.

Im schriftlichen Teil der Überprüfung werden den antragstellenden 
Personen vom Gesundheitsamt 60 Fragen zur Beantwortung ge-
stellt. Der schriftliche Teil dauert 120 Minuten und gilt als bestan-
den, wenn die zu überprüfende Person mindestens 75 Prozent der 
gestellten Überprüfungsfragen zutreffend beantwortet hat.

4.5.2 Es ist das Antwort-Wahl-Verfahren (multiple-choice) anzu-
wenden. 

Die Prüfungsfragen sind aus dem vom Landkreis Ansbach entwi-
ckelten Prüfungsfragenangebot, sofern von dort ein solches An-
gebot zur Verfügung steht, auszuwählen. Die Fragen müssen sich 
an den Inhaltsvorgaben (Nr. 1) der LEITLINIEN orientieren sowie 
eindeutig, klar und verständlich formuliert sein. Die Auswahl der 
Überprüfungsfragen aus diesem Angebot trifft die verantwortliche 
Person. Für jeden schriftlichen Teil der Überprüfung benennt das 
überprüfende Gesundheitsamt eine Ärztin oder einen Arzt als ver-
antwortliche Person.
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4.5.3 Sollten einzelne Fragen als unzulässig beanstandet und 
nach einvernehmlicher Auffassung aller überprüfenden Gesund-
heitsämter eliminiert werden, ist bei der Auswertung von der ver-
minderten Anzahl an Fragen auszugehen. Die Verminderung der 
Anzahl an Fragen darf sich nicht zum Nachteil der antragstel-
lenden Personen auswirken. Hat die antragstellende Person eine 
eliminierte Frage zutreffend beantwortet, wird diese Frage des-
halb für sie trotz der Eliminierung positiv gewertet. Die Frage ist 
in dem Fall aber bei der Zahl der gestellten Fragen ebenfalls zu 
berücksichtigen.

4.5.4 Wer den schriftlichen Überprüfungsteil bestanden hat, ist 
zur Fortsetzung der Überprüfung im mündlich-praktischen Teil 
zugelassen. Bei den übrigen antragstellenden Personen wird 
die Überprüfung abgebrochen, weil angenommen werden muss, 
dass die Ausübung der Heilkunde durch sie eine Gefahr für die 
Gesundheit der Bevölkerung bedeuten würde. Das Gleiche gilt, 
wenn bei der antragstellenden Person während der schriftlichen 
Überprüfung Täuschungsversuche oder sonstige Unregelmäßig-
keiten festgestellt worden sind. Die nach Nr. 4.5.2 verantwortliche 
Person trifft die Feststellung über Täuschungsversuche und Un-
regelmäßigkeiten, die zu einer erheblichen Störung der Prüfung 
geführt haben.

Das die schriftliche Überprüfung durchführende Gesundheitsamt 
hat sicherzustellen, dass für die gesamte Dauer der schriftlichen 
Überprüfung mindestens eine Aufsichtsperson zugegen ist, die 
die Identitätskontrolle nach Nr. 4.4.3 durchführt und gewährleistet, 
dass Täuschungsversuche ausgeschlossen sind.

4.6 Mündlich-praktischer Teil

4.6.1 Der mündlich-praktische Teil der Kenntnisüberprüfung soll 
sich insbesondere auch auf das Sachgebiet erstrecken, in dem 
die zu überprüfende Person im schriftlichen Teil gravierende Wis-
senslücken oder Fehlvorstellungen offenbart hat. Er soll pro Per-
son mindestens 30 und nicht mehr als 60 Minuten dauern. Er fin-
det regelhaft als Einzelüberprüfung statt. In Einzelfällen können 
auch zwei Heilpraktikeranwärterinnen und -anwärter gemeinsam 
überprüft werden.

4.6.2 Die mündlich-praktische Überprüfung er folgt durch und 
unter dem Vorsitz einer vom Gesundheitsamt benannten Ärztin 
oder eines vom Gesundheitsamt benannten Arztes. 

An der Überprüfung hat auch eine Heilpraktikerin oder ein Heil-
praktiker als Beobachter oder Beobachterin teilzunehmen. Sie 
oder er ist von der benannten Ärztin oder dem benannten Arzt 
beratend hinzuzuziehen. 

Wünscht eine antragstellende Person die Beteiligung einer weite-
ren Heilpraktikerin oder eines Heilpraktikers ihrer Wahl, kann das 
Gesundheitsamt auf deren Kosten eine zweite Heilpraktikerin oder 
einen zweiten Heilpraktiker beiziehen. Zu der Überprüfung können 
weitere sachverständige Personen zugezogen werden.

4.6.3 Heilpraktiker-Berufsverbände können als Heilpraktikerin 
oder als Heilpraktiker zugelassene Mitglieder ihres Verbandes, 
welche ihre Tätigkeit in Hessen ausüben, für die Teilnahme am 
mündlich-praktischen Teil der Kenntnisüberprüfung vorschlagen; 
das Gleiche gilt für die Berufung von Mitgliedern des Gutachter-
ausschusses nach Nr. 8.

4.6.4 Der mündlich-praktische Teil der Überprüfung soll mindes-
tens drei mündliche und mindestens drei praktische Themenberei-
che umfassen. Die mündlichen Themenbereiche orientieren sich 
an den Inhaltsvorgaben von Nr. 1.1 bis 1.5.3 der LEITLINIEN. Die 
praktischen Themenbereiche orientieren sich an Nr. 1.6 bis 1.6.5 
der LEITLINIEN.

In jedem Fall haben folgende Themenbereiche enthalten zu sein: 
Grundlagen der Anatomie, allgemeine Krankheitslehre, gesetzli-
cher Rahmen, Notfallkenntnisse. 

4.6.5 Eine vom Hessischen Ministerium für Soziales und Integra-
tion eingesetzte Arbeitsgruppe, bestehend aus sechs Ärztinnen 
oder Ärzten der Gesundheitsämter, welche mit der Durchführung 
der mündlich-praktischen Überprüfungen der Heilpraktiker-Anwär-
ter/innen betraut sind, zwei Heilpraktikerinnen oder Heilpraktikern 
und einem/einer Vertreter/in des Regierungspräsidiums Darm-
stadt wird geeignete Fallbeispiele für den mündlich-praktischen 
Teil der Überprüfung entwickeln und diese den Gesundheitsäm-
tern zur Verfügung stellen. 

Die Fallbeispiele sollen spätestens zur Überprüfung im Frühjahr 
2021 zur Verfügung stehen. 

Die Fallbeispiele sollen die vielfältigen Inhalte der Nr. 1 der LEIT-
LINIEN widerspiegeln. 

Die praktischen Aufgaben sollen vorwiegend Inhalte der Nr. 1.6 
der LEITLINIEN abbilden.

Die Fallbeispiele sind alle 2 Jahre zu überprüfen und zu aktua-
lisieren.

4.6.6 Die an der Durchführung des mündlich-praktischen Teils der 
Überprüfung beteiligten Ärztinnen und Ärzte in Hessen streben 
an, sich einmal pro Kalenderjahr über den Erwartungshorizont 
dieses Überprüfungsteils abzustimmen. 

4.6.7 Dieser Teil der Überprüfung ist bestanden, wenn die be-
nannte Ärztin oder der benannte Arzt zu der Überzeugung ge-
langt ist, dass von der Heilpraktikeranwärterin oder dem -anwär-
ter keine Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung oder von ihr 
oder ihm zu behandelnde Patientinnen oder Patienten und aus-
geht. Die benannte Ärztin oder der benannte Arzt zieht vor einer 
Entscheidung die Beobachterin oder den Beobachter zu Rate.

4.6.8 Über den mündlich-praktischen Teil der Überprüfung ist eine 
Niederschrift zu fertigen, aus der Gegenstand, Ablauf und Ergeb-
nisse der Überprüfung einschließlich eventueller Stellungnahmen 
der mitwirkenden Heilpraktikerin oder des mitwirkenden Heilprak-
tikers sowie etwaige Unregelmäßigkeiten hervorgehen. Der münd-
lich-praktische Teil der Überprüfung kann im Einverständnis mit 
den zu überprüfenden Heilpraktikeranwärterinnen oder -anwärtern 
mit einem Audio- oder Videoaufnahmegerät aufgezeichnet werden.

4.6.9 Der antragstellenden Person ist nach Abschluss der Über-
prüfung auf Antrag Einsicht in alle die Überprüfung betreffenden 
Unterlagen zu gewähren. 

4.7 Wiederholungsmöglichkeit bei Nichtbestehen

4.7.1 Die Überprüfung kann in Hessen von jeder antragstellen-
den Person höchstens dreimal wiederholt werden. Dabei ist un-
erheblich, welcher Teil der Überprüfung innerhalb eines Versu-
ches nicht bestanden worden ist. Die in einem anderen Bundes-
land nicht er folgreich absolvierten Versuche der Überprüfung 
sind nur dann anzurechnen, wenn auch in diesem Bundesland 
die Wiederholungsmöglichkeiten der Überprüfung begrenzt sind. 
Als erster Versuch gilt derjenige ab Inkrafttreten der neu gefass-
ten Richtlinien.

4.7.2 Auf der ÖGD-Plattform des Landes Hessen wird eine Liste 
erstellt, in die die Gesundheitsämter nach jeder Überprüfung ver-
pflichtend die Personen zu erfassen haben, die die Überprüfung 
nicht bestanden haben. Die Liste wird nach den Namen der an-
tragstellenden Personen alphabetisch geordnet und enthält zu-
dem das Geburtsdatum der Person sowie Datum und Ort des 
Fehlversuches. 

4.7.3 Die Gesundheitsämter haben bei jeder Antragstellung einer 
Person vor Durchführung der Heilpraktiker-Überprüfung durch 
Einsichtnahme in diese Liste positiv festzustellen, dass die an-
tragstellende Person die zulässige Anzahl an Überprüfungen noch 
nicht erreicht hat.

5. Besondere Formen der Kenntnisüberprüfung

5.1 Auf ein Tätigkeitsgebiet beschränkte Erlaubnis  
(sektorale Heilpraktikererlaubnis)

Eine uneingeschränkte Heilpraktikererlaubnis mit der Folge einer 
umfassenden Kenntnisüberprüfung ist zum Schutz der Gesund-
heit der Bevölkerung nicht erforderlich, wenn die antragstellende 
Person beabsichtigt, die Heilpraktikertätigkeit nur auf einem ab-
grenzbaren Gebiet oder nur in einer eindeutig umrissenen Thera-
pieform auszuüben. In diesem Fall reicht es aus, eine ausdrück-
lich und förmlich auf das jeweilige Tätigkeitsgebiet beschränkte 
Erlaubnis auszusprechen, solange sichergestellt ist, dass die an-
tragstellende Person die Grenzen ihres Könnens kennt und be-
achtet.

Eine solche sektorale Heilpraktikererlaubnis kann erteilt werden 
für das Tätigkeitsgebiet der Psychotherapie, der Physiotherapie 
oder der Logopädie. 

Die sektorale Heilpraktikererlaubnis kann auch bezogen auf ein 
anderes Gebiet erteilt werden, sofern bei der Antragstellerin oder 
dem Antragsteller Voraussetzungen vorliegen, für die ein hes-
sisches Verwaltungsgericht, ein Oberverwaltungsgericht bzw. 
ein Verwaltungsgerichtshof oder das Bundesverwaltungsgericht 
rechtskräftig das Bestehen eines subjektiv öffentlich-rechtlichen 
Rechts zur Erlangung einer solchen sektoralen Erlaubnis bestä-
tigt haben.

5.2 Berufsbezeichnung bei einer auf ein Tätigkeitsgebiet 
beschränkten Erlaubnis

Als rechtlich unbedenklich kann der antragstellenden Person die 
Verwendung der Berufsbezeichnung „Heilpraktikerin beziehungs-
weise Heilpraktiker eingeschränkt für Psychotherapie“, „Heilprak-
tikerin beziehungsweise Heilpraktiker eingeschränkt für Physio-
therapie“, „Heilpraktikerin beziehungsweise Heilpraktiker einge-
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schränkt für Logopädie“ oder eingeschränkt für das aufgrund der 
Rechtsprechung nach Nr. 5.1 gesondert erlaubte Gebiet empfoh-
len werden. In den Erlaubnisbescheid ist aufzunehmen, dass bei 
einer heilkundlichen Betätigung außerhalb des erlaubten Tätig-
keitsgebietes die Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 HeilprGDV 1 zurück-
genommen wird.

5.3 Umfang der auf ein Tätigkeitsgebiet eingeschränkten 
Kenntnisüberprüfung

In einer auf das beabsichtigte Tätigkeitsgebiet eingeschränkten 
Überprüfung ist festzustellen, ob die antragstellende Person:

5.3.1 ausreichende Kenntnisse über die Abgrenzung heilkundli-
cher Tätigkeit – insbesondere auf dem beabsichtigten Tätigkeits-
gebiet – gegenüber der den Ärzten und den allgemein als Heil-
praktiker tätigen Personen vorbehaltenen heilkundlichen Behand-
lungen besitzt,

5.3.2 ausreichende Kenntnisse in Berufs- und Gesetzeskunde 
einschließlich der rechtlichen Grenzen der nichtärztlichen Aus-
übung der Heilkunde hat,

5.3.3 bei typischen Beschwerdebildern aus dem Bereich des be-
absichtigten Tätigkeitsgebietes in der Lage ist, unter Berücksich-
tigung differenzialdiagnostischer Erwägungen eine (Erst-)Diag-
nose zu stellen und dabei zu erkennen, ob und inwieweit zur nä-
heren Abklärung weitergehende Untersuchungen oder bestimmte 
diagnostische Verfahren erforderlich sind, für die der Patient an 
eine Heilpraktikerin oder einen Heilpraktiker oder eine Ärztin oder 
einen Arzt zu verweisen ist und

5.3.4 die Befähigung besitzt, den Patienten entsprechend der 
(Erst-)Diagnose auf dem beabsichtigten Tätigkeitsgebiet zu be-
handeln. Kenntnisse und Fähigkeiten, welche die antragstellende 
Person für das beabsichtigte Tätigkeitsgebiet nicht benötigt oder 
die sie aufgrund ihrer Ausbildung schon besitzt, sind nicht Gegen-
stand der Überprüfung.

5.4 Durchführung der auf ein Tätigkeitsgebiet  
eingeschränkten Kenntnisüberprüfung

Für die Durchführung der Überprüfung gilt Nr. 4.3 mit folgenden 
Maßgaben:

5.4.1 Der schriftliche Teil der Kenntnisüberprüfung besteht aus 
28 Fragen, die in 60 Minuten zu bearbeiten sind. Der Schwerpunkt 
der gewählten Fragen soll auf dem angestrebten Gebiet liegen. 

5.4.2 Der mündlich-praktische Teil der Kenntnisüberprüfung soll 
pro Person mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten 
dauern und auf das beantragte Gebiet fokussiert sein. 

5.4.3 In beiden Teilen ist insbesondere auch zu überprüfen, ob 
die antragstellende Person in der Lage ist, die Krankheiten, Lei-
den oder sonstigen Körperschäden aus dem für die sektorale 
Heilpraktikererlaubnis einschlägigen Bereich von den Krankhei-
ten, Leiden oder sonstigen Körperschäden zu unterscheiden, die 
außerhalb dieses Bereichs liegen.

5.4.4 An Stelle von Heilpraktikerinnen und Heilpraktikern kann der 
für die Durchführung der Überprüfung bestimmte Arzt oder die für 
die Durchführung der Überprüfung bestimmte Ärztin für den je-
weiligen sektoralen Bereich fachlich geeignete Berufsgruppen am 
mündlich-praktischen Teil der Überprüfung beteiligen.

5.5 Absehen von der eingeschränkten Kenntnisüberprüfung

Eine auf ein Tätigkeitsgebiet eingeschränkte Kenntnisüberprüfung 
ist nicht erforderlich:

5.5.1 bei antragstellenden Personen, die den von einer inlän-
dischen Universität oder als gleichgestellt anerkannten inländi-
schen Hochschule verliehenen akademischen Grad einer Diplom-
Psychologin oder eines Diplom-Psychologen führen dürfen und 
glaubhaft versichern, sich ausschließlich auf dem Gebiet der Psy-
chotherapie heilkundlich betätigen zu wollen;

5.5.2 bei antragstellenden Personen, die mit dem Prüfungszeug-
nis einer inländischen Universität oder ihr gleichgestellten Hoch-
schule nachweisen, dass eine Diplom- oder Masterprüfung im 
Studiengang Psychologie erfolgreich abgeschlossen wurde und 
das Fach „Klinische Psychologie“ Gegenstand dieser Prüfung war;

5.5.3 bei antragstellenden Personen, die ein in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erwor-
benes Diplom oder Prüfungszeugnis im Studiengang Psycholo-
gie nachweisen, das den Anforderungen der Richtlinie 2005/36/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualif ikationen, die 
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (Amts-

blatt der Europäischen Union L 255 vom 30. September 2005, 
S. 22), entspricht und das auch den Kenntnisnachweis im Fach 
„Klinische Psychologie“ einschließt. Der im Satz 1 genannten Di-
plom- oder Masterprüfung gleichgestellt ist ferner eine in einem 
anderen Staat erfolgreich abgeschlossene, gleichwertige Studien-
abschlussprüfung im Fach Psychologie, die auch die „Klinische 
Psychologie“ als Prüfungsfach einschließt. 

5.6 Eingeschränkte Kenntnisüberprüfung zur Erlangung 
der sektoralen Heilpraktikererlaubnis auf dem Gebiet 
der Physiotherapie, Logopädie oder einem im Sinne 
von Nr. 5.1 gerichtlich anerkannten anderen Gebiet zur 
Erlangung der sektoralen Heilpraktikererlaubnis

5.6.1 Bei antragstellenden Personen, welche über die grundstän-
dige Ausbildung hinaus eine staatlich anerkannte oder gleichwer-
tige Fort- oder Weiterbildung erfolgreich abgeschlossen haben, 
durch welche insbesondere die nachzuweisenden Kenntnisse zur 
Erstellung einer (Erst-) Diagnose in Abgrenzung zur Tätigkeit der 
Ärzte und der allgemein als Heilpraktiker tätigen Personen auf 
dem beabsichtigten Tätigkeitsgebiet, sowie in Berufs- und Ge-
setzeskunde, abgedeckt sind, kann auf den schriftlichen Teil der 
Überprüfung verzichtet werden. Insoweit soll die mündlich-prak-
tische Überprüfung auf Kenntnisse und Fähigkeiten beschränkt 
werden, mit denen die antragstellende Person zeigt, dass sie in 
der Lage ist, die Lücke zwischen der vorhandenen Berufsquali-
fikation und der eigenverantwortlichen Ausübung der Heilkunde 
zu schließen.

5.6.2 Nach den Umständen des Einzelfalles kann auch auf den 
mündlich-praktischen Teil der Überprüfung verzichtet werden.

Dies gilt insbesondere, wenn die antragstellende Person ein 
Hochschulstudium im In- oder Ausland abgeschlossen hat, des-
sen Inhalte in Theorie und Praxis das beabsichtigte Tätigkeits-
feld vollständig abdecken und wenn eine Lücke zwischen der vor-
handenen Berufsqualifikation und der eigenverantwortlichen Aus-
übung der Heilkunde nicht erkennbar ist.

5.7 Kenntnisüberprüfung bei Personen mit abgeschlossenem 
Medizinstudium

Bei antragstellenden Personen, die – ohne zur ärztlichen Berufs-
ausübung zugelassen zu sein – das Bestehen des Zweiten Ab-
schnitts der Ärztlichen Prüfung nach der Approbationsordnung 
für Ärzte vom 27. Juni 2002, des Dritten Abschnitts der Ärzt-
lichen Prüfung nach der Approbationsordnung für Ärzte vom 
14. Juli 1987 oder eine abgeschlossene Ausbildung für den ärzt-
lichen Beruf im Sinn des § 10 Abs. 1 der Bundesärzteordnung 
nachweisen, erstreckt sich die Kenntnisüberprüfung ausschließ-
lich auf die Berufs- und Gesetzeskunde einschließlich rechtlicher 
Grenzen der nicht ärztlichen Ausübung der Heilkunde.

5.8 Überprüfung von Spezialgebieten

Bei antragstellenden Personen, die eine Zulassung als Heilprak-
tikerin oder Heilpraktiker anstreben, um sich erkennbar von vorn-
herein auf einem Spezialgebiet heilkundlich zu betätigen, hat sich 
die Überprüfung auch darauf zu erstrecken, ob die insoweit er-
forderlichen besonderen Kenntnisse und Fähigkeiten vorliegen.

6. Dokumentation und Ergebnismitteilung der Kenntnis-
überprüfungen

6.1 Protokoll

Der Verlauf der Überprüfung ist in Form eines Protokolls festzu-
halten. Aus diesem muss hervorgehen:

 – der Gegenstand, der Ablauf und das Ergebnis der Überprü-
fung,

 – welche Antworten die zu überprüfende Person auf welche 
Fragen hin gegeben hat,

 – dass jede überprüfende Person die Bewertung der im münd-
lich-praktischen Teil der Überprüfung erbrachten Leistungen 
unmittelbar im Anschluss an die Überprüfung vorgenommen 
und nachvollziehbar schriftlich begründet hat. Die für die ab-
schließende Bewertung maßgeblichen Gründe müssen in den 
für das Ergebnis ausschlaggebenden Punkten erkennbar sein.

6.2 Begründung der Bewertung

Eine solchermaßen nachvollziehbare Begründung der Bewertung 
ist im Übrigen auch bei dem schriftlichen Teil der Überprüfung er-
forderlich, sofern hierbei nicht das Multiple-Choice-Verfahren an-
gewendet wird, sondern die Überprüfung im sogenannten freien 
Verfahren erfolgt.

7. Vorlage beim Gutachterausschuss für Heilpraktiker-
fragen

Wird gegen die Ablehnung der Erteilung einer Heilpraktikerer-
laubnis Widerspruch erhoben, so ist vor der Entscheidung über 
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den Widerspruch der Gutachterausschuss zu hören, wenn der 
Widerspruch begründet wurde. Ist bei Rücknahme- oder Wider-
rufsverfahren nach der nach § 28 des Hessischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vorzunehmenden Anhörung, die sich auf die 
entscheidungserheblichen Tatsachen und Rechtsfragen erstre-
cken muss, weiterhin die Rücknahme oder der Widerruf der Heil-
praktikererlaubnis beabsichtigt, ist vor Erlass des Bescheides der 
Gutachterausschuss zu hören, wenn in der Anhörung Einwände 
vorgebracht wurden. Sowohl im Widerspruchs als auch im Rück-
nahme- oder Widerrufsverfahren hat die zuständige Behörde dem 
Gutachterausschuss die entscheidungserheblichen Akten voll-
ständig vorzulegen und eine substantiierte Stellungnahme, ins-
besondere des Gesundheitsamtes beizufügen.

8. Zusammensetzung und Entschädigung des Gutachter-
ausschusses für Heilpraktikerfragen

8.1 Zusammensetzung

Der Gutachterausschuss besteht aus einem vorsitzenden Mit-
glied, das weder Ärztin oder Arzt noch Heilpraktikerin oder Heil-
praktiker sein darf, zwei Ärztinnen oder Ärzten sowie zwei Heil-
praktikerinnen oder Heilpraktikern und ihren jeweiligen Stellver-
tretern. Die Genannten werden jeweils für die Dauer von zwei 
Jahren durch das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium berufen.

8.2 Geschäftsführung

Die Geschäftsführung des Gutachterausschusses obliegt dem Re-
gierungspräsidium Darmstadt.

8.3 Reisekosten und Entschädigung

Für die ehrenamtliche Tätigkeit erhalten das vorsitzende Mitglied 
und die übrigen Mitglieder des Prüfungsausschusses von dem Re-

gierungspräsidium Darmstadt auf Antrag eine Reisekostenerstat-
tung dem Reisekostenrecht für Bedienstete des Landes Hessen 
entsprechend sowie eine Entschädigung von 10 Euro je angefan-
gene Stunde für Zeitversäumnisse am Sitzungstag und zur Vor-
bereitung der Sitzung.

8.4 Abstimmungen

Entscheidungen werden mit den Stimmen der Mehrheit der Mit-
glieder getroffen, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vor-
sitzenden Mitglieds den Ausschlag.

9. Interkommunale Zusammenarbeit bei der Durchführung

Die Kommunen können die Kenntnisüberprüfung in interkommu-
naler Zusammenarbeit durchführen. An welchen Orten und für 
welches Gebiet die Überprüfung zentral durchgeführt wird, regeln 
die Kommunen durch eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung oder 
in anderer geeigneter Form. 

Wünschenswert wäre eine interkommunale Einigung auf drei 
Überprüfungszentren (ein Gesundheitsamt je Regierungsbezirk). 

Die Zentralisierung der Überprüfung wird sowohl vom Bund 
(Nr. 2.1 der LEITLINIEN) als auch vom Land Hessen befürwortet.

10. Inkrafttreten der Richtlinien

Die Richtlinien treten am 1. Januar 2020 in Kraft.

Wiesbaden, den 3. Dezember 2019

Hessisches Ministerium 
für Soziales und Integration 
V8-18b2500-0001/2009/005 

StAnz. 52/2019 S. 1384

DIE REGIERUNGSPRÄSIDIEN

Vorhaben der Merck KGaA Darmstadt

Die Merck KGaA hat einen Antrag gestellt auf Erteilung einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung zu Errichtung und Be-
trieb einer Anlage zur Herstellung von circa 120 t Filtermemb-
ranen (bahnenförmiges Material aus Kunststoffen) pro Jahr in 
Verbindung mit der Herstellung von Stoffen durch chemische 
Umwandlung in Verbindung mit der Behandlung von Oberflächen 
unter Verwendung von organischen Lösemitteln zum Reinigen 
mit einem Verbrauch an organischen Lösemitteln von 200 t oder 
mehr pro Jahr einschließlich Bereitstellungshalle, Technik-, La-
ger-, Labor-, Büro- sowie Sozialräumen. Das Vorhaben umfasst 
als Nebeneinrichtungen auch ein Tanklager mit sechs Lagertanks 
à 40 m3 unter anderem zur Lagerung von 135 t Methanol und eine 
Destillationsanlage zur Lösemittelrückgewinnung mit einer Durch-
satzkapazität von mehr als 1 t/h an flüchtigen organischen Ver-
bindungen.

Das Vorhaben soll in 64293 Darmstadt, Gemarkung: Darmstadt, 
Flur: 32, Flurstück: 1/5, realisiert werden.

Für die Errichtung der Anlage wurde zusätzlich ein Antrag nach 
§ 8a BImSchG auf Zulassung des vorzeitigen Beginns gestellt.

Die Anlage soll nach Genehmigungserteilung errichtet und nach-
folgend betrieben werden.

Dieses Vorhaben bedarf nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 5.1.1.1, 5.6 und 4.1.21 
des Anhangs 1 der Vierten Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen (4. BImSchV) der Genehmigung durch das Re-
gierungspräsidium Darmstadt.

Für dieses Vorhaben war nach § 9 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) zu prüfen, ob die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens auf die Umgebung eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erfordern.

Die allgemeine Vorprüfung ergab, dass das Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die 
nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Daher wird festgestellt, dass keine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

1022 DARMSTADT

Diese Feststellung beruht auf den folgenden Erwägungen:

D ie er forder l iche Vorprüfung hat te nach § 9 Abs. 3 und 
Abs. 4 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG zu erfolgen. Da-
nach war in Form einer überschlägigen Prüfung eine allgemeine 
Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht unter Berücksichti-
gung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien durchzu-
führen.

Das zu prüfende Vorhaben besteht aus der:

Errichtung und dem Betrieb einer Anlage zur Herstellung von 
Filtermembranen als bahnenförmiges Material aus Kunststoffen 
mit Behandlung von Oberflächen unter Verwendung von orga-
nischen Lösungsmitteln (über 200 t/a) sowie mit der Herstellung 
eines Stoffes (Bestandteil der Filtermembran) durch chemische 
Umwandlung einschließlich Bereitstellungshalle, Technik-, Lager-, 
Labor-, Büro- sowie Sozialräumen.

Nebeneinrichtungen werden unter anderem sein: 

Ein Tanklager mit sechs Lagertanks à 40 m3 unter anderem zur 
Lagerung von 135 t Methanol und eine Destillationsanlage zur Lö-
semittelrückgewinnung mit einer Durchsatzkapazität von mehr als 
1 t/h an flüchtigen organischen Verbindungen.

Das Gebäude inklusive der Nebeneinrichtungen werden auf dem 
industriell genutzten Werksgelände der Merck KGaA in Darmstadt 
errichtet. 

Mit Lösemitteldämpfen beladene Verdrängungsluft, abgesaugte 
Luft und Abluft aus Trocknern und Lösemittelrückgewinnung wird 
über eine mitbeantragte thermisch-regenerative Abgasreinigungs-
anlage unter Einhaltung der Werte der TA Luft geleitet. 

Für den Betrieb des Tanklagers werden Gaspendelleitungen neu 
errichtet, sodass im Regelbetrieb nicht mit Emissionen zu rechnen 
ist. Staubbeladene Abluft wird über Staubfilter geführt. Anfallende 
Abfälle werden soweit möglich einer Wiederverwertung zugeführt, 
der Rest beseitigt. Abwasser wird der werkseigenen zentralen Ab-
wasserbehandlungsanlage zugeführt. Deren genehmigte Ablauf-
werte werden eingehalten.

Die Anlage ist auf Grund Menge und Art der eingesetzten Stoffe 
kein sicherheitsrelevanter Teil des Betriebsbereichs. Die nach 


